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Am 11. Mai 2010 war die Lan-

desleitung des dbb rheinland-

pfalz auf Einladung von Minis-

terpräsident Kurt Beck zu Gast

im Gästehaus der Landesregie-

rung, um mit dem gesamten

Ministerrat aktuelle gewerk-

schaftspolitische Themen zu

diskutieren.

Im offenen und konstruktiven

Gespräch ging es vor allem um

die Dienstrechtsreform in

Rheinland-Pfalz, die Förderung

der Nachwuchsgewinnung im

ein Bewerbermangel ab. Der
großen Herausforderung muss
mit kreativen Lösungen begeg-
net werden. 

Deshalb vereinbarten Kabinett
und dbb rheinland-pfalz einen
Ideenpool zur Nachwuchsge-
winnung im öffentlichen
Dienst.

Gesundheits -
management

Ministerpräsident Kurt Beck
und dbb Landeschefin Lilli Lenz
stimmten auch darin überein,
dass das betriebliche Gesund-
heitsmanagement im öffent-
lichen Dienst nur dann erfolg-
reich sein kann, wenn das Per-
sonal von der Mitwirkung
überzeugt ist. Deshalb sagte
die Gewerkschaft zu, die Lan-
desregierung bei der Optimie-
rung der Gesundheitsförde-
rung zu unterstützen.

UN-Behindertenrechts-
konvention

Gleiches gilt für den Landesak-
tionsplan zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonven-
tion. Rheinland-Pfalz ist das 
ers te Bundesland, das einen
solchen Plan aufgestellt hat.
Auch hier will der dbb rhein-
land-pfalz – vertreten im Lan-
desbeirat für die Belange der
behinderten Menschen – sei-
nen Teil zur Verwirklichung 
der Ziele beitragen. 

Familie und Beruf

Eine Förderrolle könne der dbb
rheinland-pfalz, so die Landes-
leitung, auch zum Themen-
komplex „Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf“ im öffent-
lichen Dienst einnehmen. Die
dbb Landesvorsitzende Lilli
Lenz trug die entsprechenden
Beschlüsse des dbb Gewerk-
schaftstages (Sonderurlaubs-
anspruch bei Erkrankung eines
Kindes/einer Betreuungsper-
son; landesweite Umsetzung
des „Audit-Ansatzes“ zur Erhö-
hung der Transparenz vorhan-
dener Angebote und zur Ver-
besserung der Situation insbe-
sondere bei Kinderbetreuung
und Pflege; Einrichtung von
Behördenkindergärten) vor.

LPersVG-Schulungsmittel

Auf dbb Forderung signalisierte
das Landeskabinett darüber
hinaus, dass die im laufenden
Jahr zur Verfügung gestellten
Haushaltsmittel für Schulungs-
und Bildungsveranstaltungen
gemäß Landespersonalvertre-
tungsgesetz dadurch leicht auf-
gestockt werden, dass im Haus-
haltsvollzug die bislang gelten-
de zehnprozentige Bewirtschaf-
tungsmaßnahme im laufenden
Jahr aufgehoben wird. 

Dienstrechtsreform

Gesprochen wurde selbstver-
ständlich auch über die Dienst-
rechtsreform in Rheinland-

öffentlichen Dienst sowie das
Image des öffentlichen Diens -
tes und des öffentlichen Perso-
nals.

Nachwuchsgewinnung

Der rheinland-pfälzische Mi-
nisterrat und die dbb Landes-
leitung waren sich einig: Der
öffentliche Dienst ist ein inter-
essanter Arbeitgeber, der viel-
seitige berufliche Perspektiven
bietet. Wegen der negativen
demographischen Entwicklung
zeichnet sich aber auch hier

Gemeinsame Sitzung von Ministerrat und dbb rheinland-pfalz

Ideenpool zur Nachwuchsgewinnung
im öffentlichen Dienst vereinbart
dbb Landesvorsitzende Lilli Lenz: „Wir ziehen an einem Strang.“

Kabinett und dbb Landesleitung: Vordere Reihe v.l.: Stellv. dbb
Landesvorsitzender Gerhard Bold, dbb Landesvorsitzende Lilli
Lenz, Ministerpräsident Kurt Beck, Bildungsministerin Doris
Ahnen; mittlerer Reihe v. l.: Stellv. dbb Landesvorsitzende 
Torsten Bach und Elke Schwabl, Umweltministerin Margit
Conrad, Stellv. dbb Landesvorsitzender Friedrich Berg, Justiz-
minister Heiz Georg Bamberger, Wirtschaftsstaatssekretär
Prof. Dr. Siegfried Englert, Stellv Landesbe vollmächtigter beim
Bund und für Europa Dr. Hans-Ulrich Bieler; hintere Reihe v. l.:
Stellv. dbb Landesvorsitzender Axel Schaumburger, Finanzmi-
nister Dr. Carsten Kühl, Sozialministerin Malu Dreyer, Staats-
kanzleichef Martin Stadelmaier und Innenstaatssekretär 
Roger Lewentz. Foto: Oehl
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Pfalz; der vom Kabinett gebil -
ligte Entwurf eines neuen Lan-
desbeamtengesetzes befindet
sich derzeit in den parlamen -
tarischen Beratungen. Hierzu
kündigte die dbb Delegation
gegenüber dem Ministerprä -
sidenten an, dass die noch 
verbleibenden Kritikpunkte 
der Gewerkschaft gegenüber
den Landtagsfraktionen selbst-
verständlich weiter verfolgt
werden.

Mit Blick auf den im parlamen-
tarischen Verfahren befind-
lichen Regierungsentwurf 
eines neuen Landesbeamten-
gesetzes forderte die dbb Lan-
desvorsitzende Lilli Lenz erneut
eine völlig prüfungsfreie Fort-
bildungsqualifizierung und 
bewertete deshalb den Ver-
zicht auf Regelungen nach 
Art des bisherigen Verwen-
dungsaufstiegs im Entwurf 
als unnötig. 

Am 12. Mai 2010 fanden im
Bürgerhaus Mainz-Lerchen-
berg die turnusgemäßen Sit-
zungen von Vorstand und
Hauptvorstand des dbb rhein-
land-pfalz statt.

Kernpunkte in beiden Sitzun-
gen waren neben der Dienst-
rechtsreform und der Bericht -
erstattung über die gemeinsa-
me Sitzung von Ministerrat
und dbb Landesleitung am
Vortag jeweils der Bericht zur
Lage mit Aussprache aus der
Arbeit der Landesleitung, der
dbb arbeitnehmervertretung
rheinland-pfalz, der dbb lan-
desfrauenvertretung rhein-
land-pfalz, der dbb jugend
rheinland-pfalz und des Ar-
beitskreises „Seniorenpolitik“. 

Zur Dienstrechtsreform samt
einzuführender Fortbildungs-
qualifizierung hat der Haupt-
vorstand festgestellt:

„Im Rahmen der Dienstrechts-
reform in Rheinland-Pfalz hat
sich der Landtag am 29. April
2010 in erster Lesung mit dem
Entwurf eines neuen Landesbe-
amtengesetzes befasst (LT-DrS
15/4465). Die Ausschussbera-
tungen haben begonnen.

Kernstück des Entwurfs ist die
Neugestaltung des Laufbahn-
rechts. Statt der bisherigen vier
Laufbahngruppen ist nur noch
eine einheitliche Laufbahn vor-
gesehen. An die Stelle des bishe-
rigen Regel- und Verwendungs-
aufstiegs tritt eine Qualifizie-
rung in zwei unterschiedlichen

Formen für Beamtinnen und

Beamte, denen ein Amt der 

Besoldungsgruppe A 7, A 10

oder A 14 verliehen werden 

soll, ohne dass sie die Bildungs-

voraussetzungen für eine 

unmittelbare Einstellung im 
jeweils zugehörigen Einstiegs-
amt erfüllen, nämlich

� die Ausbildungsqualifizie-
rung, mit der die erforderli-
che Qualifikation durch den

Das Festmachen von Beförde-
rungen an Prüfungen im An-
wendungsbereich des bisheri-
gen Vewendungsaufstiegs sei
aus dbb Sicht unzeitgemäß.
Das Leistungsprinzip ermögli-
che durchaus und gerade ei-
nen Verzicht auf Prüfungen.
Hilfsweise fordere man die Bei-
behaltung des ausnahmswei-
sen Verwendungsaufstiegs
bzw. Übergangsregelungen für
„Altfälle“. 

Die Landesregierung reagierte
erwartungsgemäß verhalten
auf die Forderung nach Prü-
fungsfreiheit in der Fortbil-
dungsqualifizierung. Auch für
Übergangsregelungen sah
man angesichts des angepeil-
ten Inkrafttretedatums der
laufbahnrechtlichen Dienst-
rechtsreform zum 1. Januar
2012 keinen Bedarf. Zugesagt
wurde allerdings ausdrücklich,
dass im Sinne einer Teamgeist-

und Motivationsförderung 
im öffentlichen Dienst akzep-
table Verfahren der Fortbil-
dungsqualifizierung etabliert
werden müssten. Dazu gehö-
re, dass die Landesregierung
im Anwendungsbereich des
jetzigen Verwendungsauf-
stiegs ausdrücklich keine
förmlichen Prüfungen ein -
führen wolle.

Image des 
öffentlichen Dienstes

Alle Gesprächsteilnehmerin-
nen und -teilnehmer waren
sich einig, dass die demogra-
phische Entwicklung zukünf-
tig einen Fachkräftemangel
auch im öffentlichen Dienst
zeitigen werde. Deshalb müs-
se es den Dienstherrn und den
Gewerkschaften darum ge-
hen, den öffentlichen Dienst
für Bewerberinnen und Be-
werber attraktiver zu machen.

Initiativen sollten lieber frü-
her als zu spät ergriffen wer-
den. Die anstehende Dienst-
rechtsreform sei nur ein Baus-
tein zur Nachwuchsgewin-
nung, ergänzende Maßnah-
men wären wünschenswert.
Dazu gehöre auch, das Image
des öffentlichen Diens tes bzw.
seines Personals zu verbes-
sern. Die dbb Landesvorsitzen-
de Lilli Lenz stellte klar, dass es
im öffentlichen Dienst Beam-
te und Arbeitnehmer gebe, es
gebe eine große Bandbreite
an Berufen und Qualifikatio-
nen und es würden Spitzen-
leistungen erbracht, ohne die
es um die Gesellschaft
schlecht bestellt wäre. Das öf-
fentliche Personal erwarte ne-
ben angemessener Bezahlung
berechtigterweise auch ande-
re Bekundungen der Wert-
schätzung von Politik und Öf-
fentlichkeit. �

Die Mitglieder des Landesvorstands am 12. Mai 2010 in Mainz.
Fotos:db

>

Sitzungen von Vorstand und Hauptvorstand

dbb rheinland-pfalz lässt beim 
prüfungsfreien Fortkommen nicht locker
Beteiligung an der Entwicklung von Fortbildungssystemen gefordert
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er folgreichen Abschluss einer
durch Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung eingerichteten
Ausbildung erworben wird 

und

� die Fortbildungsqualifizie-
rung, die ausgehend von den
Kenntnissen und Fähigkeiten
der Beamtinnen und Beam-
ten, die sie aufgrund ihrer
Vor- und Ausbildung in der
beruflichen Tätigkeit erwor-
ben haben, in einem System
der schrittweisen Qualifizie-
rung mit Erfolgsnachweisen
zu einer beruflichen Entwick-
lung ohne Begrenzung der
Verwendungsbreite und der
erreichbaren Ämter führt.“

In Richtung auf die Parlamen-
tarier und das parlamentari-
sche Gesetzgebungsverfahren
um den Entwurf eines neuen
Landesbeamtengesetzes ver-
abschiedeten die Mitglieder
des Hauptvorstandes  dazu fol-
gende Forderung nach einer
modernen Dienstrechtsreform
mit prüfungsfreiem Fortkom-
men:

„Das Entfallen des Verwen-
dungsaufstiegs stellt in den bis-
her betroffenen Bereichen, eine
massive Verschlechterung im
Vergleich zur bisherigen Rechts-
lage dar.

Der dbb rheinland-pfalz hat im
Regierungsverfahren vorge-
schlagen, eine grundsätzlich
prüfungsfreie Fortbildungsqua-
lifizierung im Entwurf vorzuse-
hen, bzw. ausnahmsweise
Sonderformen des prüfungs-

freien Fortkommens festzu-
schreiben.

Dem ist der Ministerrat nicht
gefolgt.

Der dbb rheinland-pfalz fordert
von den Mitgliedern des Land-
tags Rheinland-Pfalz, die darge-
legten dbb Vorschläge in konse-
quentem Verständnis des be-
amtenrechtlichen Leistungs-
prinzips zu berücksichtigen.
Modernisierung darf nicht Ver-
schlechterung bedeuten.“

An die Adresse der Landesre-
gierung richteten die Haupt-
vorstandsmitglieder eine For-
derung zur Umsetzung der
Fortbildungsqualifizierung und
boten damit den dbb rhein-
land-pfalz als kompetenter An-
sprechpartner mit großer Pra-
xiserfahrung für eine moderne
und zukunftsfähige Ausgestal-
tung der Fortbildungsqualifi-
zierung im Rahmen der Dienst-
rechtsreform an.

Denn: „Trotz seiner Kritik am
Entwurf (kein prüfungsfreies
Fortkommen, Entfallen des Ver-
wendungsaufstiegs in den bis-
her betroffenen Bereichen) be-
fürwortet der dbb rheinland-
pfalz das grundsätzliche Quali-
fizierungsmodell.

Dem dbb rheinland-pfalz geht
es darum, vor diesem Hinter-
grund ein zukunftsfähiges Lauf-
bahn- und Fortbildungsgefüge
zu erreichen. Auf der Basis der
Gemeinsamen Zielvereinba-

rung zur Fort- und Weiterbil-
dung in der rheinland-pfälzi-
schen Landesverwaltung – 
geschlossen zwischen Landes -
regierung und dbb rheinland-
pfalz am 20. März 2007 – for-
dert der dbb rheinland-pfalz
von der Landesregierung die

Einbindung in Arbeitsgruppen
zur Ausgestaltung der Fortbil-
dungsqualifizierung. Es kommt
jetzt darauf an, was man dar-
aus macht.“

Die dbb Landesleitung erstat-
tete weiter Berichte aus der
Bildungsarbeit des Landesbun-
des, über die Einkommensrun-
de für den öffentlichen Dienst
bei Bund und Kommunen
(TVöD), über seit den letzten
Sitzungen von Vorstand und
Hauptvorstand stattgefunde-
ne Spitzengespräche und Pres-
sekontakte sowie über die Kas-
sen- und Vermögenslage.

Die Selbsthilfeeinrichtung De-
beka/Versicherungen und Bau -
sparkasse wurde vom Landes-
geschäftsstellenleiter Stefan
Wessinghage mit einem Kurz-
vortrag zur gesetzlichen Pflege-
versicherung vorgestellt. �

gegründet
1897

Finanztest bestätigt immer wieder:

 günstige Beiträge
 zuverlässige Beratung 
 schnelle Schadensabwicklung

Wir sind der Versicherer für Erzieher 
und Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst und deren Angehörige in 
Baden-Württemberg, Hessen und 
Rheinland-Pfalz.

Ihr Hausrat-Versicherungsschutz 
noch umfangreicher in unserem 
Komforttarif, z. B. 100 % Erstattung 
bei Überspannungsschäden, Diebstahl 
aus Kfz, Garage und am Arbeitsplatz; 
erhöhte Wertsachenentschädigung 
und vieles mehr.

Umfangreiches Angebot auch in der 
Glasversicherung.

Keine Selbstbeteiligung im 

Schadensfall! 
BEISPIELRECHNUNGEN

Jetzt noch günstiger!
50 % Sondernachlass für Neumitglieder auf den 

Hausratversicherungsbeitrag im ersten Versicherungsjahr.

www.heb-hessen.de

Versicherungssumme 50.000,– w      Basistarif    Komforttarif

Tarifzone 1 (z. B. Heilbronn, Pirmasens, Marburg)

Jahresbeitrag                                         40,– D            47,50 D
Tarifzone 2 (z. B. Darmstadt, Mainz, Stuttgart)

Jahresbeitrag                                          60,– D            67,50 D
Tarifzone 3 (z. B. Frankfurt, Offenbach)

Jahresbeitrag                                          70,– D             80,– D

Abzüglich 50 % Sondernachlass im ersten Versicherungsjahr.

Glasversicherung inkl. Wintergarten (Jahresbeiträge) 

Wohnung   18,– D    Haus   24,– D    Glaskeramik-Kochfeld   9,– D

Alle Beiträge verstehen sich inkl. Versicherungssteuer und 
ohne Selbstbeteiligung im Schadensfall.

Hausratversicherung für Erzieher und Beschäftigte im öffentlichen Dienst
Darmstädter Straße 66 - 68 · 64372 Ober-Ramstadt
Tel.: 0 61 54/63 77 77 · Fax: 0 61 54/63 77 57 · E-Mail: kontakt@heb-hessen.de

Noch Fragen? Dann sprechen Sie uns einfach an! 

›› 

dbb Landeschefin Lilli Lenz
beim Lagebericht.

>

Aus dem Hauptvorstand verabschiedet: Der langjährige Landesvorsit-
zende des Philologenverbandes, Max Laveuve, mit der dbb Landesvor-
sitzenden.

>
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Pension Coesfeld *** im Harz,
waldr. Umgeb., r. Lage, Liegew.
m. Teich, Grillpl., Zi/Dz/WC/TV,
7 Tage Ü/Fr.-Buffet 167,– €, 
HP mgl., Tel. (0 55 22) 7 12 22

www.pensioncoesfeld.de

DEUTSCHLAND

Reisen

Die Landtagsabgeordneten Bernhard Henter, Herbert Schneiders, Michael Hörter (Arbeitskreisvorsitzender), Mar-
lies Kohnle-Gros (Stellv. Fraktionsvorsitzende), Stellv. dbb Landesvorsitzender Torsten Bach, dbb Landesvorsitzen-
de Lilli Lenz, der Landtagsabgeordnete Matthias Lammert und der Fraktionspressesprecher Olaf Quandt.

Foto:db

>

Gewerkschaftspolitisches Spitzengespräch 

CDU und dbb im Austausch
über LBG und LPersVG
Fraktionsarbeitskreis Innenpolitik und dbb Landesleitung 
trafen sich in Mainz

Am 27. April 2010 traf sich ei-
ne Delegation der dbb Landes-
leitung mit Angehörigen des
Arbeitskreises „Innenpolitik“
der CDU-Fraktion im Land-
tag Rheinland-Pfalz. Da am
29. April 2010 jeweils die er-
sten Beratungen zu den Ge-
setzentwürfen für ein neues
Landesbeamtengesetz (LBG)
und für eine Novelle des Lan-
despersonalvertretungsgeset-
zes (LPersVG) im Landtagsple-
num stattfanden, zeigten sich
die Landtagsabgeordneten
sehr interessiert an den dbb
Stellungnahmen dazu. 

Zum Entwurf eines LBG trugen
die dbb Landesvorsitzende Lilli
Lenz und der stellvertretende
dbb Landesvorsitzende Torsten
Bach die nach wie vor beste-
henden Hauptkritikpunkte der
Gewerkschaft vor. 

Der dbb rheinland-pfalz be-
werte nach wie vor als be-
sonders misslich, dass keine
Rechtssetzung aus einem Guss
erfolge, sondern dass eine
scheibchenweise Konkretisie-
rung der Reformschritte in den
nächsten Monaten bei bereits
verkündetem LBG vorgesehen
sei.

Schlecht sei weiterhin, dass in
dem Gesetzentwurf keine prü-
fungsfreie Fortbildungsqualifi-
zierung vorgesehen sei. Eine
Reform, die diesen Namen
auch verdiene, komme aus dbb
Sicht unter Ausnutzung eines
erweiterten Gestaltungsspiel-
raums nämlich ohne prüfungs-
bewehrte Fortkommensmoda-
litäten aus. Das Festmachen
von Beförderungen an Prüfun-
gen sei aus dbb Sicht unzeitge-

mäß und in Bezug auf den mo-
mentan kodifizierten Verwen-
dungsaufstieg eine massive
Verschlechterung im Entwurf
des neuen LBG. Deshalb plä-
diere man hilfsweise für eine
Beibehaltung des jetzigen Ver-
wendungsaufstiegs, sofern ei-
ne wirkliche und umfassende
Prüfungsfreiheit nicht festge-
schrieben werden könne. Die
Beibehaltung des jetzigen Ver-
wendungsaufstiegs als Aus-
nahmeregelung verstoße da-
bei auch nicht gegen das be-
amtenrechtliche Leistungs-
prinzip, das aus dbb Sicht näm-
lich durchaus und gerade ei-
nen Prüfungsverzicht ermögli-
che. Der Dienstherr sollte seine
Beurteilung der Leistungen der
Beamtinnen und Beamten von
einer fairen und transparenten
Bewertung der insgesamt ge-
zeigten Eignung, Leistung und
Befähigung der einzelnen Per-
son abhängig machen. Das
stehe nicht im Widerspruch
zum Leistungsprinzip. So kön-
ne ein neues Dienstrecht ins-
gesamt Perspektiven eröffnen
und würde keine Schranken
setzen. 

Die CDU-Landtagsabgeordneten
pflichteten der dbb Position ge-
gen die gestückelte Rechtsset-
zung im Zuge der Dienstrechts-
reform bei. Auch sie bemängel-
ten, dass neben dem LBG-Ent-
wurf und einem im Rahmen der
Verbändebeteiligung von der
Landesregierung heraus gegebe-
nen Entwurfs einer allgemeinen
Laufbahnverordnung keine be-
lastbaren und verbindlichen In-
formationen zur weiteren Um-
setzung der im Entwurf enthal-
tenen Fortbildungsmodelle exis-
tierten. Aussagen zur Finanzier-
barkeit und praktischen Durch-
führung könne man schlechter-
dings nicht machen. Folglich se-
he man seitens der CDU-Land-
tagsfraktion noch erheblichen
Informationsbedarf.

In Bezug auf den bisherigen Ver-
wendungsaufstieg wurden Er-
wägungen zu eventuellen Über-
gangregelungen angestellt.

Zum Themenkreis Landesperso-
nalvertretungsgesetz verwie-
sen die dbb Gesprächsteilneh-
mer wie schon in Sachen
Dienstrechtsreform auf die um-
fangreichen Ausführungen des

dbb rheinland-pfalz im Regie-
rungsverfahren. Von den nicht
übernommenen dbb Vorschlä-
gen wurden zur Vertiefung im
Gespräch herausgegriffen:

� die Verbesserung der Freistel-
lungsstaffel gemäß § 40 Ab-
satz 2 LPersVG (der dbb rhein-
land-pfalz fordert hier eine
Verfeinerung am oberen Ende

bzw. die Einführung einer So-
ckelfreistellung am unteren
Ende zu Gunsten kleinerer
Verwaltungen),

� Ausweitung des Initiativrechts
des Personalrats auf alle orga-
nisatorischen und wirtschaft-
lichen Angelegenheiten sowie
Geltung des Einigungsverfah-
rens in § 74 Absatz 3 des
LPersVG-Entwurfs (der dbb
rheinland-pfalz sieht hier im
Gegensatz zur Landesregie-
rung weiteren, noch nicht aus-
genutzten gesetzgeberischen
Spielraum zu Gunsten der Per-
sonalvertretungen).

Zu erwarten ist, dass es zumin-
dest bzgl. des LBG-Entwurfs im
parlamentarischen Verfahren
zu Expertenanhörungen kom-
men wird. �
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Der Vorsitzende des dbb Be-
zirksverbands Rheinhessen,
Bardo Kraus, lädt wie schon 
in den vergangenen Jahren
wieder ein zum „Grillabend
mit dem dbb“.

Bardo Kraus: „Treffen Sie 
sich mit Kolleginnen und 
Kollegen, Bekannten und 
Noch-nicht-Bekannten zu ei-
nem gemütlichen Nachmittag
und Abend mit Steaks und
Bratwürsten, Bier, Wein und
sonstigen Getränken 
am Samstag, 12. Juni 2010
ab 16 Uhr
im Staatsforst Vorholz mit
Waldspaziergang unter 
sachkundiger Führung
(ausgeschilderte Zufahrt an

der Landesstraße L 406 zwi-
schen Offenheim und Ober -
wiesen).“

Der Bezirksverband bittet um
Anmeldungen unter Nennung
von Namen, Anschrift, Telefon-
nummer, der Anzahl der beglei-
tenden Personen, der ge-
wünschten Anzahl an Grill -
steaks und Bratwürsten sowie
evtl. unter Mitteilung etwaiger
„Salatspenden“ an:

dbb Bezirksverband 
Rheinhessen, 
Am Lehrbrünnchen 10, 55299
Nackenheim,
Tel.: 06135 - 5369,
E-Mail: 
kraus-nackenheim@t-online.de

BV Rheinhessen

Einladung zum Grillen
Traditionelles Beisammensein am 12. Juni 2010

Der dbb Kreisverband lädt alle

Einzelmitglieder der dbb Fach-

gewerkschaften im Kreis und

alle Interessierten ein zur In-

formations- und Diskussions-

runde mit der Landesvorsitzen-

den des dbb rheinland-pfalz,

Lilli Lenz, 

am Montag, den 21. Juni 2010

um 17.00 Uhr 

im Tagungs raum 1 

der Stadthalle Montabaur.

Lilli Lenz bringt Informationen
aus Mainz mit, unter ande-
rem zur anstehenden Dienst-
rechtsreform, zur Novelle des
Landespersonalvertretungsge-
setzes, zur Tarifentwicklung 
im öffentlichen Dienst bei
Bund und Kommunen sowie
zu weiteren tagesaktuellen
Themen.

Anmeldungen bitte bis 17. Ju-
ni 2010 elektronisch per E-Mail
unter mpetrosc@rz-online.de

KV Westerwald

Informations- und 
Diskussionsrunde 
mit dbb Landes -
chefin Lilli Lenz
am 21. Juni 2010 um 17:00 Uhr in Montabaur
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Die dbb landesfrauenvertretung: Voritzende Barbara Artz (2. v. l.), die
scheidende Stellvertreterin Elvire Kuhn (5.v.l.) und die neue Stellvertre-
tende Vorsitzende Claudia Rüdell (r.). Foto:db

>

dbb landesfrauenvertretung rheinland-pfalz

Claudia Rüdell neue 
Stellvertretende Vorsitzende
Sitzung am 27.April 2010 in Mainz

(ba) Es gab einige wichtige The-
men, die die dbb landesfrauen-
vertretung rheinland-pfalz in
ihrer Sitzung am 27. April 2010
in Mainz zu bearbeiten hatte:

Zunächst galt es, eine Nach-
wahl für eine Stellvertreterin
im Vorstand durchzuführen. Sie
war notwendig geworden, da
Elvire Kuhn vom Philologenver-
band das Amt zur Verfügung
gestellt hatte. Als neu gewählte
stellvertretende Landesvorsit-
zende ihres Verbandes hat sie
nicht mehr genügend Zeit für
die Mitarbeit in der dbb landes-
frauenvertretung zur Verfü-
gung. 

Zur neuen Stellvertreterin wur-
de Claudia Rüdell von der DSTG
gewählt. Sie war bisher als Ge-
schäftsführererin tätig, sodass
eine Nachwahl für diese Aufga-
be in der nächsten Sitzung er-
forderlich ist.

Seminar im September

Im Rahmen der Sitzung gab es
weiter Informationen zum Se-
minar „Stressfrei und selbstbe-
stimmt im beruflichen Alltag“,
das die dbb akademie in Zu-
sammenarbeit mit der dbb lan-
desfrauenvertretung am 14.
und 15. September 2010 in
Mainz durchführt. Es handelt
sich um ein Eintagesseminar.
Am 14. und 15. September wird
jeweils das gleiche Programm
angeboten, damit es einer grö-
ßeren Gruppe von Kolleginnen
möglich ist, das Angebot wahr-
zunehmen.

Die Ausschreibung erfolgt über
die Verbandszeitschriften (siehe
auch in diesem Heft) oder Aus-
hänge am Schwarzen Brett in
den Dienststellen.

BVwG-Urteil zur 
versorgungsrechtlichen
Teilzeitquotelung

Intensiv diskutierte die dbb

landesfrauenvertretung die

Auswirkungen des Bundesver-

waltungsgerichtsurteils zur

Quotelung ruhegehaltsfähiger

Dienstzeiten bei Teilzeitbe-

schäftigung und/oder Freistel-
lung (Urteil v. 25. März
2010/Az: 2 C 72/08).

Dieses Urteil wurde von einer
Kollegin mit Unterstützung der
dbb bundesfrauenvertretung
erstritten.

Das Bundesverwaltungsgericht
sieht in der Vorschrift des § 6

In Kooperation mit der dbb

akademie bietet die dbb lan-

desfrauenvertretung rhein-

land-pfalz unter dem Titel

„Stressfrei und selbstbestimmt

durch den beruflichen Alltag“

jeweils am 14. und 15 Septem-

ber 2010 ein Seminar in Mainz

an (Seminar-Nr. 2010 B 152 GB/

2010 B 154 GB).

Termin: 14. September oder

15. September 2010

Tagungshotel: Dorint Novotel
Mainz, Augustusstraße 6,
55131 Mainz

Seminarleitung/Dozentin:
Dipl.-Kauffrau Margita Hagen-
dorn, Frankfurt

Anmeldung bis zum 
20. August 2010 an:

Claudia Rüdell, E-Mail: 
Claudia.Ruedell@t-online.de /
Tel.: 0261-4931-20570
unter Nennung von Vorname,
Name, Anschrift, Dienststelle,

Tel. dienstl. oder privat, E-Mail,
Mitgliedsgewerkschaft. 

Mitgeteilt werden sollte auch,
ob eine Teilnahme an der Mit-
tagsverpflegung gewünscht ist.

Teilnehmerinnen erhalten eine
Fahrtkostenerstattung auf der
Basis der Bedingungen der dbb
akademie.

Von Nichtmitgliedern wird eine
Kostenbeteiligung in Höhe von
20,– Euro erhoben.

Absatz1 Satz 4 BeamtVG 

eine unverhältnismäßige

Schlechterstellung von Teil-

zeitbeschäftigten und einen

Verstoß gegen den europa-

rechtlichen Grundsatz der

Entgeltgleichheit.

Auch die rheinland-pfälzi-

schen Dienstherren sind in 

der Pflicht, dieses Urteil 

umzusetzen. Es wird erst 

gehandelt, wenn die Urteils-

begründung vorliegt. Des-

halb gibt es bisher noch 

keine Umsetzungsbe stim -

mungen. Da die Quotelung

ein Bestandteil der Dienst-

rechts reform von 1996 ist,

muss nach Ansicht der dbb

landesfrauenvertretung eine

Nachbesserung rückwirkend

erfolgen, d. h. auch Kollegin-

nen, die jetzt schon pensio-

niert sind, sollten sich bei 

ihren Gewerkschaften infor-

mieren. Die dbb landes -

frauenvertretung wird den

Prozess der Umsetzung 

verfolgen und darüber 

informieren. �

dbb landesfrauenvertretung rheinland-pfalz

„Stressfrei und selbstbe-
stimmt im beruflichen Alltag“
Seminar am 14. bzw. 15. September 2010 in Mainz



> durchblick | Juni 2010

7

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 R

h
e

in
la

n
d

-P
fa

lz

durchblick <

Die Zulassung erfolgt nach 

Eingangsdatum.

Programm: 

L e r n z i e l e

Die Teilnehmerinnen können

den vielfältigen Anforderun-

gen im Beruf und der gestiege-

nen Leistungsverdichtung

wirksam begegnen durch

� klare Zielsetzung

� Nutzung der eigenen Stärken

� strukturierten Umgang 

mit der Zeit.

Sie festigen ihren persönlichen

Stil und verstärken ihr konflikt-

vermeidendes Verhalten.

Seminarablauf:

10.00 bis 12.30 Uhr >

� Selbstwahrnehmung und

Selbstreflexion der eigenen

Ziele und Stärken

� Analyse der persönlichen
Zeitanforderungen

� Die Zeit als kostbarste 
Ressource und der Umgang
mit ihr

(Dialogvortrag, Erfahrungsaus-
tausch, Übungen)

13:30 bis 17:00 Uhr >

Mit weniger Arbeit mehr Leis-
tung erbringen

� Zeitplanungs- und Arbeits-
techniken für mehr Erfolg

� Schneller, höher, weiter?

Mit der richtigen Work Life Ba-

lance die eigene Position aus-

balancieren

� Den authentischen eigenen

Stil unterstreichen

� Typische “Fettnäpfchen” ver-

meiden

(Dialogvortrag, Erfahrungsaus-

tausch, Übungen) �

In der dritten Aprilwoche hat

die BILD-Zeitung auf´s Neue

eine Kampagne gegen die Be-

amtenversorgung gestartet

und wie schon so oft dafür ge-

sorgt, dass den Versorgungs-

empfängerinnen und -empfän-

gern ungerechtfertigte, unver-

hältnismäßige Bereicherung

zu Lasten der Steuerzahler

unterstellt wird.

„Ich frage mich, ob wirklich

schon die Saure-Gurken-Zeit

angebrochen ist, das Sommer-

loch ist doch eigentlich noch

weit entfernt,“ so die dbb Lan-

deschefin Lilli Lenz dazu. 

„Wir finden es überhaupt nicht

gut, wenn durch einen „Äpfel-

und-Birnen-Vergleich“ neidge-

prägte Ressentiments in der

Öffentlichkeit entstehen. Die

Pensionäre und Hinterbliebe-

nen des öffentlichen Dienstes

haben ein Recht darauf, dass

zum Beispiel die höheren Bil-

dungsabschlüsse des öffent-
lichen Personals, seine durch-
gehenden Erwerbsbiogra-
phien, das Fehlen jeder Zusatz-
versorgung, die Konsequenzen
der Vollversteuerung der Be-
amtenpensionen und dass Zu-
bucheschlagen der im Alter
stark ansteigenden Kranken-
versicherungsprämien in der
Versorgung bei einer Bewer-
tung berücksichtigt werden.
Und: „Eine musterhafte ,Eck-
beamtin‘ geschweige denn ei-

ne Beamtenwitwe der unteren

Besoldungsgruppen haben

eben überhaupt nicht die Ver-

sorgungsansprüche eines

Staatssekretärs!“, sagte Lilli

Lenz und fügte hinzu: „Ich

wünsche mir, dass zu den Fak-

ten zurück gekehrt wird. Die

Öffentlichkeit trägt auch Ver-

antwortung für ein positives

Bild des öffentlichen Dienstes

– schließlich ist sie auf ihn an-

gewiesen.“

BILD-Kampagne zu Beamtenpensionen

dbb rheinland-pfalz: Zurück zu den Fakten

Die Verbändebeteiligung im Re-
gierungsverfahren um den Ent-
wurf einer neuen allgemeinen
Laufbahnverordnung (LbVO) hat
begonnen. Die Vorlage des Ent-
wurfs erfolgte wohl auch des-
halb in engem zeitlichen Zu-
sammenhang mit dem Beginn
der Landtagsberatungen zu ei-
nem neuen Landesbeamtenge-
setz (LBG), weil der dbb rhein-
land-pfalz die scheibchenweise
Rechtssetzung kritisiert und eine
„Reform aus einem Guss“ gefor-
dert hatte.

Der beim dbb rheinland-pfalz
eingerichtete Arbeitskreis
Dienst rechtsreform hat sich um-
gehend daran gemacht, die Kern-
punkte für eine gewerkschaftli-
che Stellungnahme zum LbVVO-
Entwurf zu erarbeiten.

Der Entwurf basiert auf dem Ent-
wurf des neuen LBG, welches die
Neugestaltung des Laufbahn-
rechts vorsieht:

� auf die bisherigen Laufbahn-
gruppen des einfachen, 
mittleren, gehobenen und

höheren Dienstes wird ver-

zichtet

� die Zahl der Laufbahnen wird

auf sechs Fachrichtungen re-

duziert 

� an die Stelle des bisherigen

Laufbahn- und Verwendungs-

aufstiegs sollen die Verfahren

der Ausbildungs- und Fortbil-

dungsqualifizierung treten

EU-rechtlich sind Anpassungen

hinsichtlich der Anerkennung von

Berufsqualifikationen erforderlich.

Inhaltlicher Kern des LbVO-Ent-
wurfs sind Bestimmungen zur
Beförderung nach bayerischem
Vorbild.

Geregelt werden soll die Ausbil-
dungsqualifizierung im Sinne der
LBG-Novelle als Voraussetzung
zur Beförderung in das Beförde-
rungsamt/die Ämterebene über
dem nächsthöheren Einstiegs-
amt.

Normiert werden sollen die Zu-
lassungsvoraussetzungen zur
Fortbildungsqualifizierung als

Dienstrechtsreform

Entwurf der neuen Laufbahnverordnung liegt vor
Arbeitskreis erarbeitet dbb Stellungnahme
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(tb) Die Ergebnisse von drei
Gutachten zur geplanten Kom-
munal- und Verwaltungsre-
form in Rheinland-Pfalz wur-
den am 5. Mai 2010 in Nieder-
Olm vorgestellt.

Für die Landesleitung des dbb
rheinland-pfalz nahm der
Stellvertretende Landesvorsit-
zende Torsten Bach an der Ver-
anstaltung teil, der zugleich
Mitglied des politischen Lei-
tungsgremiums zur Kommu-
nal- und Verwaltungsreform
beim Ministerium des Innern
und für Sport ist.

Knapp 150 Zuhörerinnen und
Zuhörer waren der Einladung
von Innenminister Karl Peter

Bruch gefolgt und wurden
durch die von der Landesregie-
rung beauftragten Gutachtern
über die wissenschaftliche Be-
wertung der Gesetzentwürfe
informiert.

Beide Gesetze sind in den
Landtag eingebracht und sol-
len nach den derzeitigen Pla-
nungen im Herbst 2010 im
Landtag verabschiedet werden.

Weitere Informationen sind im
Internet unter
www.ism.rlp.de/moderne-
verwaltung/kommunal-und-
verwaltungsreform/ 
verwaltungsreform erhältlich;
dort können auch die Gutach-
ten heruntergeladen werden.

zweitem Qualifizierungsstrang;
vorgesehen ist wie im LBG-Ent-
wurf eine mindestens zwölfjäh-
rige Dienstzeit oder für Schnell-
läufer ein Amt nach A 5, A 8
oder A 12 (damit ist ein deutlich
früherer Einstieg im Bereich des
nächsten Einstiegsamtes mög-
lich).

Außerdem soll der Rahmen für
Fortbildungsqualifizierungssys-
teme geregelt werden. Anrech-

nungs- und Formvorschriften er-
gänzen das Bild.

Der dbb rheinland-pfalz wird so-
wohl im Landtag weiter um eine
Verbesserung des LBG-Entwurfs
kämpfen als auch bezüglich des
LbVO-Entwurf gegenüber dem
Innenministerium in gewohnter
Manier fundiert seine Ände-
rungs- und Ergänzungswünsche
vortragen. Weitere Berichte
hierzu folgen. �

Ein Beamter hat keinen An-

spruch auf die finanzielle Ab-

geltung von Urlaub, den er

krankheitsbedingt nicht neh-

men konnte. Dies entschied

das Oberverwaltungsgericht

Rheinland-Pfalz in Koblenz

durch Urteil vom 30. März

2010 (Aktenzeichen: 2 A

11321/09.OVG).

Der Kläger war vor seiner Pen-

sionierung ein Jahr lang un-

unterbrochen dienstunfähig
erkrankt. Er begehrt eine fi-
nanzielle Entschädigung in Hö-
he von 9.980,17 € für 62 Ur-
laubstage, die er in den Jahren
2007 und 2008 krankheitsbe-
dingt nicht nehmen konnte.
Das Verwaltungsgericht hat
die Klage abgewiesen (vgl.
„durchblick“ 09/2009, S. 8).
Das Oberverwaltungsgericht
bestätigte diese Entscheidung.
Das Beamtenrecht sehe – an-

ders als das Arbeitsrecht – kei-
ne Abfindung für nicht genom-
menen Erholungsurlaub vor. Ein
solcher Anspruch ergebe sich
auch nicht aus europarecht-
lichen Regelungen. Zwar sei da-
nach Urlaub, welcher bei Been-
digung des Arbeitsverhältnisses
nicht habe genommen werden
können, finanziell abzugelten.
Jedoch habe der Beamten – an-
ders als der Arbeitnehmer –
während der gesamten Zeit sei-
ner Erkrankung einen Anspruch
auf Fortzahlung seiner vollen
Bezüge. Deshalb sei die Un-
möglichkeit, Erholungsurlaub
zu nehmen, für den Beamten
mit keinem finanziellen Nach-
teil verbunden, der ausge-
glichen werden müsse. �

Kommunal- und Verwaltungsreform

Ergebnisse vorgestellt

Oberverwaltungsgericht

Aktuelle Entscheidung
Beamte haben keinen Anspruch auf finanziellen
Ausgleich von nicht genommenem Urlaub

Die Mitglieder des Arbeitskreises „Dienstrechtsreform“ am 20.Mai 2010
in Mainz. Foto:db
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